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Deutschland braucht die Frauenquote! 

Chance verpasst 

– so das Fazit der Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler 

Frauenbüros (BAG) zum Ergebnis des Spitzentreffens mit den 

Personalvorständen der 30 DAX-Unternehmen und der 

Bundesfamilienministerin Kristina Schröder.  

 

Die Selbstverpflichtung zur Frauenförderung, zu der sich die 

deutsche Wirtschaft bekennt, hat seit 10 Jahren zu keinen Erfolgen 

geführt und wird auch dieses Mal keine Verbesserungen bringen.  

Die Selbstverpflichtung, den Anteil weiblicher Führungskräfte zu 

erhöhen, ist indiskutabel, für Vorstands- und Aufsichtsrats-

positionen gilt sie sowieso nicht. Die "Flexi-Quote", die keine 

Konsequenzen bei Nichterfüllung vorsieht, wird keine Wirkung 

haben, so die BAG kommunaler Frauenbüros. De facto haben die 

männlichen Bosse mit Unterstützung der Bundesfamilienministerin 

eine Männerquote beschlossen.  

 

Die BAG schließt sich der Aussage der Bundesarbeitsministerin 

Ursula von der Leyen an, die den Frauenanteil in Vorständen und 

Aufsichtsräten von nur 3,7 Prozent als „unterirdisch“ für einen 

Wirtschaftsstandort wie Deutschland bezeichnete und weiterhin 

eine gesetzliche Quote fordert. Dieser Quotenforderung schließen 

sich SPD und Bündnis 90/Die Grünen, die Frauenunion, der 

Deutsche Frauenrat und weitere führende Frauenverbände in 

Deutschland an.  
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„Es ist äußerst peinlich, dass die deutsche Politik und die Wirtschaft solange abwartet, 

bis sie von der EU zur Frauenquote gezwungen werden wird", so die 

Gleichstellungsexpertinnen.   

 

Warum weitere Jahre und vielleicht Jahrzehnte vergeuden, wenn eine hervorragend 

ausgebildete Frauengeneration bereit ist, jetzt gesellschaftliche Verantwortung zu 

übernehmen?“  

 

Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten fordern Bundeskanzlerin Angela Merkel 

auf, das breite Bündnis für eine gesetzliche Quote ernst zu nehmen, klar Stellung zu 

beziehen und endlich eine gesetzliche Frauenquote für Aufsichtsrats- und 

Führungspositionen und damit zukunftsorientierte Personalpolitik auf den Weg zu 

bringen.  

 

 

Ida Hiller und Margareta Seibert 

für die Sprecherinnen der BAG 

kommunaler Frauenbüros und  

Gleichstellungsstellen 

 


